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Sonderbauweise mit selbständigen Haupt-
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mehreren Hauptbaukörpern zulässig)
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(Objekte können einseitig direkt an
der Nachbargrundgrenze situiert werden)
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Firsthöhe als Höchstgrenze
Gehsteiganschnitt

Rohdeckenoberkante
Hausnummer

Bruttogeschoßfläche
oberirdische Garage
Abstellplatz
oberirdische Garagen unzulässig
Abstellplätze unzulässig
Dachraumausbau unzulässig
Dachgeschoßausbau unzulässig
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Zu- und Ausfahrtsverbot - ausgenommen
Einsatzfahrzeuge

Höhenangabe GH im Bezugspunkt
gilt bis zur Pfeilspitze 

Bezugspunkt für Höhenangabe GH,
wenn kein Bezugspunkt angegeben
gilt Höhenangabe GH für Straßenseite

Altbestand: Im Falle der Realisierung der straßenseitigen
Hauptbebauung abzutragen
 Abstellplätze, oberirdische Garagen und überdachte

 Innerhalb dieser Bereiche ist ein Durchgang bzw.eine

 

Denkmalschutz (gem. § 3 Denkmalschutzgesetz) 

nicht mit Hauptgebäuden bebaubarer Teil des Bauplatzes

bewertetes resultierendes Bau-Schalldämm-Maß
 

bewertetes Bauschalldämm-Maß
bewertetes Schalldämm-Maß
Spektrum-Anpassungswert für Verkehrslärm
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Flugdach
Vordach
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VD

künftiges
Gelände

Wohngebiet für mehrgeschoßig
förderbare Wohnbauten
 

WF1

Wohngebiet für Gebäude in
verdichteter Flachbauweise

WF2

Sondergebiete des BaulandesSO

Lebens- u. Genussmittel. Mit Angabe der ma[.
Gesamtverkaufsfläche. (GVF)
Gebiet für Geschäftsbauten mit gemischtemGM
Warenangebot. Mit Angabe der ma[.
Gesamtverkaufsfläche. (GVF)
Gebiet für Geschäftsbauten ohne Lebens- u.GF
Genussmittel (Fachmärkte). Mit Angabe der
ma[.Gesamtverkaufsfläche. (GVF)

geschoßzahl
Gesamt-

geschoßzahl

mit Angabe der Zweckbestimmung

Baumaßnahmen und unterirdische Einbauten unzulässig
Ablagerungen jeder Art, Versiegelungen, Grabungsarbeiten, 

 Fahrverbot für Kraftfahrzeuge 

bauliche Anlagen unzulässig

Höhenangabe - Meter über Adriam.ü.A.

KG. Ufer-Posch

Der Planungsbereich im Ausmaß von ca. 341.610 m² liegt im statistischen Bezirk 25, Ebelsberg, zum überwiegenden Teil 
in der KG Ufer, im Süden in einem kleinen Teilbereich in der KG Posch. Die natürliche Begrenzung bildet im Norden der 
ehemalige Hochwasserschutzdamm bzw. die Traunauen, im Osten und Süden das Gerinne des ehemaligen Aumühlbaches 
mit seinem begleitenden Grünzug, im Westen die Straßenzüge Weikerlseestraße, Neufelderstraße sowie der Forellenweg.

Im gesamten Planungsbereich hat bis dato auf Grund der früheren Grünlandwidmung bzw. landwirtschaftlichen Nutzung 
keine Besiedlung stattgefunden. Südlich des Planungsgebietes befindet sich der bestehende Siedlungskörper von Pichling, 
welcher hauptsächlich aus einer lockeren Einzelhausbebauung, in jüngster Zeit ergänzt durch reihenhausartige 
Siedlungsformen, besteht. Im Westen bestehen einzelne Streusiedlungen mit Wohnnutzung, eingebettet in 
landwirtschaftlich genutzte Flächen. In östlicher Richtung befindet sich das im Entstehen begriffene Gewerbe- und 
Betriebsbaugebiet �Südpark�, wo umweltfreundliche, innovative Betriebe angesiedelt und wohnungsnahe Arbeitsplätze 
geschaffen werden.

Mit der Umwidmung des ehemaligen Betriebsbaugebietes II in Wohngebiet hat die Stadt Linz den ersten Schritt zur 
Realisierung des bedeutendsten Stadterweiterungsprojektes solarCity Pichling gesetzt.
Neben der Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum ist die gleichzeitige Errichtung der begleitenden Infrastruktur 
ein wesentlicher Bestandteil einer nachhaltigen Stadterweiterung.

Aufbauend auf dem im Auftrag des Gemeinderates von Prof. Dr. Dr. h.c. Roland Rainer erstellten Masterplan für die 
Planung eines neuen Stadtteiles mit rund 5000 Wohneinheiten im Endausbau ist in einer ersten Planungs- und Bauphase 
die Errichtung von ca. 1400 Wohnungen durch 12 Bauträger vorgesehen.
Für die Planung der um das Zentrum gruppierten vier Bauplätze mit ca. 700 Wohneinheiten zeichnen die international 
bedeutenden Fachleute der �R.E.A.D.-Gruppe�, die Weltklassearchitekten Sir Norman Foster (GB), Sir Richard Rogers (GB) 
und Prof. Thomas Herzog (BRD) sowie der Energietechnikplaner D.I. Norbert Kaiser (BRD) verantwortlich.
Für die städtebauliche Planung der restlichen 700 Wohneinheiten wurde aufgeteilt auf acht Bauträger ein 
Architektenwettbewerb mit internationaler Ladung durchgeführt. Als 1. Preisträger ist der international bekannte 
österreichische Architekt und Fachmann für Niedrigenergiebauwiese im sozialen Wohnbau D.I. Dr. Martin Treberspurg 
hervorgegangen.

1. GEBIETSCHARAKTERISTIK
Lage im Stadtgebiet

Örtliche Siedlungs- und Nutzungsstruktur

2. STÄDTEBAULICHE ZIELSETZUNGEN

3. MASSNAHMEN (RECHTSVERBINDLICHE VERBALFESTLEGUNGEN)
Bauliche Massnahmen

Ruhender Verkehr

Städtebau und Architektur
Die solarCity soll nach den Regeln der Solar-Architektur in Niedrigenergiebauweise lt. vorgegebenen Energiekennzahlen 
gebaut werden. Daneben sollen auch die Aspekte Natur, Freizeit sowie Baubiologie wesentliche Schwerpunkte dieser 
Wohnsiedlung bilden.
In Realisierung der Planungsgrundlagen ist eine Bebauungshöhe von 2 bis ma[. 4 Geschossen bei einer GFZ von ma[. 
0,65 zulässig.

Verkehrslösung
Die solarCity wird eine fußgänger- und radfahrerfreundliche Siedlung, primäres Planungsziel ist die Vermeidung von 
motorisiertem Verkehr. Im Mittelpunkt der Überlegungen für eine vorausschauende, umweltschonende Stadterweiterung 
steht die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs - Straßenbahnverlängerung, Schnellbusverbindung über die 
Umfahrungsstraße Ebelsberg in das Zentrum von Linz, viergleisiger Ausbau der Westbahn, Ausbau der Bahnhaltestellen 
Ebelsberg und Pichling als Umsteigebahnhöfe.
Der ruhende Verkehr wird über eine neu zu errichtende Wohnaufschließungsstraße, der so genannten �Promenade� über 
Stichstraßen in die Tiefgaragen der einzelnen WohnTuartiere und des Zentrums geführt. Die inneren Wohnbereiche sind 
frei von KFZ-Verkehr.

Energieversorgung
Der Name �solarCity� steht für eine umfassende Nutzung der Kraft der Sonne. Die Spannweite reicht dabei von der direkten 
Nutzung der Sonnenenergie durch eine kompakte, weitgehend nach Süden ausgerichtete Bauweise (Solararchitektur) unter 
Verwendung innovativer Bauelemente, bis zu einem Konzept einer Energiever- und Entsorgung, die weitgehend auf 
regenerativer, umweltfreundlicher Basis aufgebaut ist.
Die gesamte Energieversorgung und -entsorgung beruht auf dem Prinzip der Schließung von Stoffkreisläufen. Die 
Verwendung erneuerbarer Energieträger und die Möglichkeit für zukünftige Entwicklungen offen zu sein, sind wesentliche 
Bestandteile des ökologischen Gesamtkonzeptes.

Soziostrukturelle Gesamtplanung
Der Wohnbund Salzburg wurde mit der Erstellung einer soziostrukturellen Gesamtplanung für die solarCity Pichling 
beauftragt, um eine nachhaltige, sozial ausgewogene Bevölkerungs- und Sozialstruktur zu erreichen. 
Im Wesentlichen sind folgende Maßnahmen vorgeschlagen:
. Ausgewogene Mischung der Rechtsformen (Miete, Eigentum, Mietkauf)
. Berücksichtigung neuer Familienstrukturen bei der Wohnungsplanung
. Durchmischte Altersstruktur der künftigen Bewohner
. Berücksichtigung eines entsprechenden Ausländeranteiles
. Nutzungsmischung (Verknüpfung unterschiedlicher Wohnformen, sozialer und gewerblicher Nutzungen)
. Planung von Nachbarschaften in überschaubaren Quartieren.

Infrastruktur
Neben Nahversorgern, Dienstleistungen und den kulturellen Einrichtungen im Zentrum (Volkshaus) werden Schulen, 
Kindergärten, Sport- und Freizeitanlagen sowie im östlich benachbarten Gewerbegebiet, dem sog. Südpark, auch 
wohnungsnahe Arbeitsplätze geschaffen.
Die geplanten Infrastruktureinrichtungen sollen auch eine Verbesserung bzw. Aufwertung des infrastrukturellen Angebotes 
für die derzeitigen Bewohner von Pichling mit sich bringen.

Grünraum
Ein wesentlicher Bestandteil des Gesamtprojektes ist die Landschaftsplanung unter Einbeziehung der natürlichen 
Gegebenheiten. Die WohnTuartiere werden im NO von einem ausgedehnten Landschaftspark umgeben.
Dabei kommt neben der Vegetation dem Element Wasser eine große ökologische Bedeutung zu. Der kleine Weikerlsee wird 
als Badesee erweitert, der Aumühlbach wird revitalisiert, seine Uferflächen werden zu einer durchgehenden Parklandschaft 
ausgebaut. Die Traun-Donau-Auen werden unter Naturschutz gestellt.

Lärmschutz
Auf Grundlage des generellen Verkehrsprojektes der Promenade von 1995 wird bei ma[. Ausnutzung des geplanten 
Siedlungsraumes von ca. 5000 WE die prognostizierte Verkehrsintensität eine Belastung der straßenseitigen Objekte 
ergeben. Ebenso wird durch die weiter südlich vorbeiführende Westbahnstrecke der südliche Teil des Wohnprojektes einer 
geringen Belastung ausgesetzt. Aufbauend auf einem Gutachten des Amtes für Natur- und Umweltschutz sind für 
Wohngebäude in den schallbelasteten Zonen bestimmte Auflagen zu erfüllen.

Sonstige Festlegungen (§ 32 Abs. 2 OÖ. ROG 1994 i.d.g.F.)
Freitreppen, Notstiegen und Dachkonstruktionen ( Glasdach o.ä. einschließlich Stützen ) 
über dem öffentlichem Gut zulässig. 
Unterirdische bauliche Anlagen (Tiefgarage ) unter dem öffentlichen Gut zulässig.

 
Errichtung von Einfriedungen und Nebengebäuden unzulässig

Dachgeschoßausbau und Dachraumausbau unzulässig.

Für Neu- und Zubauten mit Auswirkungen auf die Fassaden und die im rechten Winkel zur Straße liegenden Außenwände 
der Gebäude ergeben sich folgende Mindestanforderungen an den Außenbauteilen: 
Außenbauteile mit Fenstern 
und/oder Außentüren R`res, w 38 dB  

- Fenster und Außentüren R´w  33dB  
                                      Rw + C tr  28dB  

- Feuermauer (je Wand) Rẃ  52dB  
- Decken und Wände
  gegen Dachböden Rẃ 

- Außenwände und Dächer ohne
  Fenster und/oder Türen Rẃ  52dB  

Erläuterungen: 
R´ res, w bewertetes resultierendes Bau-Schalldämmmaß
R´w  bewertetes Bau-Schalldämmmaß
Rw  bewertetes Schalldämmmaß
Ctr  Spektrum-Anpassungswert für Verkehrslärm

Im Baubewilligungsverfahren für  Wohngebäude ist der Nachweis über die 
geschossweise Einhaltung der Festlegungen im § 4 OÖ.Bau TV in der geltenden Fassung - 
Mindestschallschutz von Außenbauteilen - zu erbringen  .

47dB          

ausgewiesenen Bereich gilt:

Durchfahrt im Minimum 2,8m breit für den Gemeingebrauch 
vorzusehen.

*

*

*

*
*

*

Die Wasserver- und Entsorgung erfolgt über das städtische Kanal- und Wassernetz. Die Energieversorgung erfolgt über 
das öffentliche Elektrizitäts-, Gas- bzw. Fernwärmenetz.

Die Grundstücksgrenzen gelten als Bauplatzgrenzen im Sinne des § 3 Abs. 3 OÖ.BauO 1994. Davon abweichende 
Änderungen von Bauplätzen und bebauten Grundstücken (Teilung oder Vereinigung von Grundstücken) bleiben zulässig.

Das Ausmaß der mit Nebengebäuden und überdachten baulichen Anlagen (Flugdächer, Carports uä.) bebauten Fläche des 
Bauplatzes oder des zu bebauenden Grundstückes darf bei Neu- und Zubauten 1/10 der Gesamtfläche nicht übersteigen, 
jedoch höchstens 100 m² betragen.

Begrünung

Die Dachflächen unterirdischer baulicher Anlagen sind zu begrünen. Die oberste Schicht des Dachaufbaues ist als 
Vegetationsschicht mit einer Mindeststärke von 50 cm und organischen Pflanzen auf mindestens 80% der Fläche verteilt 
auszuführen.

Mit einem durchgehenden Grünstreifen sowie mit Bäumen und/oder Sträuchern sind zu bepflanzen:
der von einer Bebauung freibleibende 5 m-Bereich entlang der Straßenfluchtlinie
die gesetzlichen Seitenabstände (Bauwiche) soweit nicht bebaubar
die rückwärtigen Bauplatzgrenzen
der Bereich vor fensterlosen Außenmauern
die Innenhöfe
Ausgenommen von diesem Bepflanzungsgebot sind Zufahrten, Zugänge, befestigte Vorplätze u.ä. im Vorgarten bis zu einem 
Ausmaß von 50% der Fläche (Berechnungsgrundlage ist eine Vorgartentiefe von 5 m).
Rasenmulden, die für die Versickerung von Niederschlagswässer notwendig sind, dürfen nicht für Bepflanzungen mit 
Bäumen und Sträuchern herangezogen werden.

Die KFZ-Abstellflächen sind allseitig mit Sträuchern einzupflanzen (ausgenommen Zu- und Abfahrten). Die Stellplätze sind 
so zu gliedern, dass nach jedem 5. Abstellplatz mind. ein großkroniger Baum zu pflanzen ist.
Die Abstellplätze sind mit einer kleinteilig gegliederten Oberfläche (z.B. Pflasterungen, Betonsteinen u.Ä.) herzustellen. 
Eine Ausbildung der Abstellplätze als Schotterfläche ist jedoch nicht zulässig.
Rasenmulden, die für die Versickerung von Niederschlagswässer notwendig sind, dürfen nicht für Bepflanzungen mit 
Bäumen und Sträuchern herangezogen werden.

Durchgang, Durchfahrt für den Gemeingebrauch
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Für die Widmung Wohngebiet gilt:

WOHNGEBIET

WOHNGEBIET

Bei Neu- und Zubauten von Hauptgebäuden mit einer verbauten Fläche über 100 m² sowie von Nebengebäuden mit einer 
verbauten Fläche über 100 m² sind Dachflächen bei einer Neigung bis 20 Grad, ausgenommen Flugdächer, zu begrünen, es 
sei denn, der verbleibende Anteil der Grünflächen an der Bauplatzfläche beträgt zumindest 0,6.
Unter Grünflächen sind Rasenflächen, bepflanzte Flächen und Kinderspielplätze zu verstehen. Erschließungswege, 
Wäscheplätze sowie Abstellplätze mit wasserdurchlässigem Aufbau und begrünte Fassadenflächen können als 
Ausgleichsflächen herangezogen werden.

Unter Dachbegrünung ist eine Dachausführung zu verstehen, welche als oberste Schicht des Dachaufbaus eine 
Vegetationsschicht mit einer Mindeststärke von 15 cm und organische Pflanzen auf mindestens 80 % der Fläche verteilt 
aufweist.
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Grundflächenzahl in Prozent als Höchstgrenze

Baumassenzahl als Höchstgrenze
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